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Mecklenburg-Vorpommern

Gesetz über den Brandschutz und die Technischen Hilfeleistungen
durch die Feuerwehren für Mecklenburg-Vorpommern
(Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz – M-V – BrSchG)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Dezember 2015
zuletzt geändert durch G vom 27.4.2020 (GVOBl. M-V S. 334, 394)

§ 25 Kostenersatz

(1) Der Einsatz der öffentlichen Feuerwehren ist im Rahmen der ihnen nach § 1 obliegenden
Aufgaben unentgeltlich, soweit in den nachfolgenden Absätzen nichts anderes bestimmt ist.
(2) Zum Ersatz der durch die Einsätze der Feuerwehr und der die Feuerwehr unterstützenden

Organisationen entstandenen Kosten ist gegenüber dem Träger der Feuerwehren verpflichtet:
1. wer die Gefahr oder den Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht hat,
2. wer die Feuerwehr vorsätzlich oder grob fahrlässig grundlos alarmiert hat,
3. wer eine Brandmeldeanlage betreibt, wenn diese einen Fehlalarm auslöst,
4. der Fahrzeughalter, wenn die Gefahr oder der Schaden durch den Betrieb von Schienen-, Luft-,
Wasser- oder Kraftfahrzeugen entstanden ist; ausgenommen davon sind Einsätze zur Rettung von
Menschenleben,

5. der Eigentümer, Besitzer oder sonstige Nutzungsberechtigte von Gewerbe- oder Industriebetrieben
für den Einsatz von Sonderlösch- oder Sondereinsatzmitteln,

6. der Eigentümer der Sache, deren Zustand die Leistung erforderlich gemacht hat, oder derjenige, der
die tatsächliche Gewalt über eine solche Sache ausübt; außer in den Fällen des § 1 Absatz 2,

7. der Veranstalter für die Durchführung der Brandsicherheitswache nach § 21 Absatz 1 Satz 3.
Mehrere zum Kostenersatz Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. Die Pflicht zum Kostenersatz

umfasst auch:
1. den Schadensersatz und die Entschädigung nach § 26,
2. die Kosten der Entsorgung von bei der Brandbekämpfung mit Schadstoffen belastetem Löschwasser,
3. die Aufwendungen für Sonderlösch- und Sondereinsatzmittel auch bei anderen als nach Satz 1
Nummer 5 beschriebenen Einsätzen sowie

4. die Kosten der Entsorgung von Sonderlösch- und Sondereinsatzmitteln und
5. die Entschädigung nach § 28 Absatz 6 Satz 3.
(3) Der Κοstenersatz ist durch Satzung zu regeln. Dabeί können Pauschalbeträge festgesetzt werden.

Ζu den Kosten gehören auch die angemessene Verzinsung des Αnlagekaρitals und angemessene
Αbschreibungen sowie Verwaltungskοsten einschließlich Gemeinkosten. Der Kostenersatz darf höchs-
tens sο bemessen werden, dass die nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen insgesamt ansatzfähigen
Kosten gedeckt werden. Die Vοrhaltekοsten können auf Grundlage der im gewerblichen Βereich
üblichen Νutzungszeiten berechnet werden.
(4) Die Landkreise und kreisfreien Städte sowie Städte mit Βerufsfeuerwehren können νοn den

Verfügungsberechtigten Κostenersatz für die Durchführung der Βrandνerhütungsschau (§ 19) verlangen.
(5) Αuf Kostenersatz kann ganz oder teilweise verzichtet werden, soweit die Erhebung der Kosten im

Einzelfall eine unbillige Härte bedeuten würde oder ein besonderes öffentliches Ιnteresse für den
Verzicht besteht.
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Niedersachsen

Niedersächsisches Gesetz über den Brandschutz
und die Hilfeleistung der Feuerwehr

(Niedersächsisches Brandschutzgesetz – NBrandSchG)

Vom 18. Juli 2012 (Nds.GVBl. S. 269),
geänd. durch Art. 3 § 6 G vom 20.5.2019 (Nds. GVBl. S. 88)

§ 29 Gebühren und Auslagen bei Einsätzen und sonstigen Leistungen

(1) Der Einsatz der gemeindlichen Feuerwehren und der Kreisfeuerwehren ist bei Bränden, bei
Notständen durch Naturereignisse und bei Hilfeleistungen zur Rettung von Menschen aus akuter
Lebensgefahr unentgeltlich, soweit sich aus Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 und Absatz 3 nichts anderes ergibt.
(2) Die Kommunen können von den nach Absatz 4 Verpflichteten Gebühren und Auslagen nach dem

Niedersächsischen Kommunalabgabengesetz (NKAG) erheben
1. für Einsätze nach Absatz 1,
a) die verursacht worden sind durch vorsätzliches oder grob fahrlässiges Handeln oder
b) bei denen eine Gefährdungshaftung besteht, insbesondere
aa) durch den Betrieb von Kraftfahrzeugen oder von Anhängern, die dazu bestimmt sind, von
einem Kraftfahrzeug mitgeführt zu werden, von Luft- oder Wasserfahrzeugen oder von
Schienenbahnen, außer in Fällen höherer Gewalt, oder

bb) durch die Beförderung von oder den sonstigen Umgang mit Gefahrstoffen für gewerbliche
oder militärische Zwecke, außer in Fällen höherer Gewalt,

2. für Einsätze, die von einem in einem Kraftfahrzeug eingebauten System zur Absetzung eines auto-
matischen Notrufes oder zur automatischen Übertragung einer Notfallmeldung verursacht wurden
und bei denen weder ein Brand oder ein Naturereignis vorgelegen hat noch eine Hilfeleistung zur
Rettung eines Menschen aus akuter Lebensgefahr notwendig war,

3. für Einsätze, die durch das Auslösen einer Brandmeldeanlage verursacht wurden, ohne dass ein Brand
vorgelegen hat,

4. für die Stellung einer Brandsicherheitswache (§ 26),
5. für die Durchführung der Brandverhütungsschau (§ 27),
6. für andere als die in Absatz 1 genannten Einsätze, die dem abwehrenden Brandschutz oder der
Hilfeleistung dienen, und

7. für freiwillige Einsätze und Leistungen.
In der Gebührensatzung können Pauschalbeträge für einzelne Leistungen festgelegt werden; dabei ist

insbesondere der Zeitaufwand für die Leistung zu berücksichtigen. Für freiwillige Einsätze und Leis-
tungen nach Satz 1 Nr. 7 kann auch ein privatrechtliches Entgelt erhoben werden.
(3) Die Kommunen können bei nach Absatz 1 unentgeltlichen Einsätzen von den nach Absatz 4

Verpflichteten Gebühren und Auslagen nach dem Niedersächsischen Kommunalabgabengesetz erheben:
1. für Sonderlöschmittel und Sondereinsatzmittel, die bei einer Brandbekämpfung oder Hilfeleistung in
einem Gewerbe- oder Industriebetrieb eingesetzt worden sind, sowie deren Entsorgung und

2. für die Entsorgung von Löschwasser, das bei der Brandbekämpfung in einem Gewerbe- oder
Industriebetrieb mit Schadstoffen belastet worden ist.
Sondereinsatzmittel im Sinne von Satz 1 Nr. 1 sind Einsatzmittel, die nicht zur Mindestausrüstung

gehören.
(4) Verpflichtet zur Entrichtung von Gebühren und Auslagen ist in den Fällen

1. des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 3, wer die Brandmeldeanlage betreibt,
2. des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 4, wer die Veranstaltung oder Maßnahme durchgeführt hat, für welche die
Gemeinde eine Brandsicherheitswache gestellt hat, und

3. des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 5, wer baurechtlich verantwortliche Person (§ 56 der Niedersächsischen
Bauordnung) oder Betreiber der Anlage nach § 3 Abs. 5 BImSchG ist.
In den nicht durch Satz 1 erfassten Fällen ist verpflichtet,

1. wer durch sein Verhalten den Einsatz erforderlich gemacht hat; § 6 des Niedersächsischen Polizei- und
Ordnungsbehördengesetzes (NPOG) gilt entsprechend,
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2. wer Eigentümerin oder Eigentümer der Sache ist oder wer die tatsächliche Gewalt über die Sache
ausübt, deren Zustand den Einsatz erforderlich gemacht hat; § 7 NPOG gilt entsprechend,

3. wer den Auftrag für den Einsatz oder die freiwillige Leistung gegeben hat oder wer Interesse an dem
Einsatz oder der freiwilligen Leistung gehabt hat oder

4. wer vorsätzlich oder grob fahrlässig grundlos den Einsatz einer Feuerwehr ausgelöst hat.
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Nordrhein-Westfalen

Gesetz über den Brandschutz, die Hilfeleistung und
den Katastrophenschutz (BHKG)

Vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 886)
zuletzt geänd. durch G vom 17.5.2018 (GV NRW. S. 244)

§ 52 Kostenersatz

(1) Die Einsätze im Rahmen der den Gemeinden und Kreisen nach diesem Gesetz obliegenden
Aufgaben sind unentgeltlich, sofern nicht in Absatz 2 etwas anderes bestimmt ist.
(2) Die Gemeinden können Ersatz der ihnen durch Einsätze entstandenen Kosten verlangen

1. von der Verursacherin oder dem Verursacher, wenn sie oder er die Gefahr oder den Schaden
vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat,

2. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer eines Industrie- oder Gewerbebetriebs für die bei einem
Brand aufgewandten Sonderlösch- und Sondereinsatzmittel,

3. von der Betreiberin oder dem Betreiber von Anlagen oder Einrichtungen gemäß §§ 29 Absatz 1, 30
Absatz 1 Satz 1 oder 31 im Rahmen ihrer Gefährdungshaftung nach sonstigen Vorschriften,

4. von der Fahrzeughalterin oder dem Fahrzeughalter, wenn die Gefahr oder der Schaden bei dem
Betrieb von Kraft-, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen oder eines Anhängers, der dazu bestimmt
ist von einem Kraftfahrzeug mitgeführt zu werden, entstanden ist, sowie von dem Ersatzpflichtigen in
sonstigen Fällen der Gefährdungshaftung,

5. von der Transportunternehmerin oder dem Transportunternehmer, der Eigentümerin oder dem
Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr
oder der Schaden bei der Beförderung von Gefahrstoffen oder anderen Stoffen und Gegenständen,
von denen aufgrund ihrer Natur, ihrer Eigenschaften oder ihres Zustandes im Zusammenhang mit der
Beförderung Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere für die Allgemein-
heit, für wichtige Gemeingüter, für Leben und Gesundheit vonMenschen sowie für Tiere und Sachen
ausgehen können oder Wasser gefährdenden Stoffen entstanden ist,

6. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen
Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Schaden beim sonstigen Umgang mit Gefahrstoffen
oder Wasser gefährdenden Stoffen gemäß Nummer 5 entstanden ist, soweit es sich nicht um Brände
handelt,

7. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen
Nutzungsberechtigten einer Brandmeldeanlage außer in Fällen nach Nummer 8, wenn der Einsatz
Folge einer nicht bestimmungsgemäßen oder missbräuchlichen Auslösung ist,

8. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen Mitarbeiterin oder Mitarbeiter eine Brandmeldung ohne
eine für den Einsatz der Feuerwehr erforderliche Prüfung weitergeleitet hat,

9. von derjenigen Person, die vorsätzlich grundlos oder in grob fahrlässiger Unkenntnis der Tatsachen die
Feuerwehr alarmiert hat.
Zu den Einsatzkosten gehören auch die notwendigen Auslagen für die kostenpflichtige Hinzuziehung

Dritter.
(3) Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfeleistung die Pflicht einer anderen Behörde oder

Einrichtung zur Schadensverhütung und Schadensbekämpfung, so sind der Gemeinde die Kosten für den
Einsatz vom Rechtsträger der anderen Behörde oder Einrichtung zu erstatten, sofern ein Kostenersatz
nach Absatz 2 Satz 1 nicht möglich ist.
(4) Der Kostenersatz nach Absatz 2 ist durch Satzung zu regeln; hierbei können Pauschalbeträge

festgelegt werden. Der Kostenersatz darf höchstens so bemessen werden, dass die nach betriebswirt-
schaftlichen Grundsätzen insgesamt ansatzfähigen Kosten gedeckt werden. Zu den Kosten gehören auch
die anteilige Verzinsung des Anlagekapitals und die anteiligen Abschreibungen sowie Verwaltungskosten
einschließlich anteiliger Gemeinkosten.
(5) Die Gemeinden können für die Durchführung der Brandverhütungsschau (§ 26) Gebühren auf-

grund einer Satzung erheben. Für die Gestellung von Brandsicherheitswachen und für Leistungen der
öffentlichen Feuerwehren, die über den in diesem Gesetz genannten Aufgabenbereich hinausgehen,
können die Gemeinden Entgelte erheben.
(6) Sofern die Eigentümerin oder der Eigentümer, die Besitzerin oder der Besitzer oder sonstige

Nutzungsberechtigte, die oder der besondere Maßnahmen der Löschwasserversorgung zu treffen hat,
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nicht in der Lage ist, die erforderlicheMenge Löschwasser selbst oder aufgrund einer Vereinbarung durch
einen Dritten vorzuhalten, kann die Trägerin oder der Träger der öffentlichen Wasserversorgung in der
Gemeinde sich hierzu gegen besonderes Entgelt bereit erklären.
(7) Von dem Ersatz der Kosten oder der Erhebung von Entgelten kann abgesehen werden, soweit dies

nach Lage des Einzelfalles eine unbillige Härte wäre oder aufgrund gemeindlichen Interesses gerecht-
fertigt ist.
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Rheinland-Pfalz

Landesgesetz über den Brandschutz,
die allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz
(Brand- und Katastrophenschutzgesetz – LBKG –)

Vom 17. Juni 2025 (GVBl. 2025, 171)

§ 55 Kostenersatz

(1) Die Aufgabenträger können durch Leistungsbescheid Kostenersatz für die ihnen durch das Aus-
rücken der Feuerwehr und der Hilfsorganisationen sowie die Einsatzmaßnahmen entstandenen Kosten
geltend machen:
1. von der oder dem Verursachenden, wenn sie oder er die Gefahr oder den Schaden vorsätzlich oder
grob fahrlässig herbeigeführt hat,

2. von der Fahrzeughalterin oder dem Fahrzeughalter, der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der
Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der
Schaden beim Betrieb von Kraftfahrzeugen, Anhängerfahrzeugen, Sattelaufliegern einschließlich der
auf einem Fahrzeug verlasteten Großraumbehälter, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen ent-
standen ist,

3. von der Betreiberin oder dem Betreiber eines automatischen Notrufsystems oder dem Fahrzeughalter
eines Kraftfahrzeugs, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, über das ein automatischer Notruf
insbesondere
a) durch ein auf dem 112-Notruf basierendes bordeigenes eCall-System oder einen eCall über
Drittanbieter-Dienste im Sinne des Artikels 3 Nr. 1 und 10 der Verordnung (EU) 2015/758 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2015 über Anforderungen für die Typge-
nehmigung zur Einführung des auf dem 112-Notruf basierenden bordeigenen eCall-Systems in
Fahrzeugen und zur Änderung der Richtlinie 2007/46/EG (ABl. EU Nr. L 123 S. 77) oder

b) durch ähnliche Dienste ausgelöst wird,
wenn technisch bedingte Falschalarme oder böswillige Alarme im Rahmen eines bordeigenen
Notrufsystems in Fahrzeugen übermittelt werden,

4. von Unternehmen, wenn die Kosten der Abwehr von Gefahren nach § 1 Abs. 1 dienten, soweit es
sich dabei um besondere Gefahren insbesondere bei kerntechnischen Anlagen oder Betrieben im
Sinne des § 27 Abs. 1 Satz 1 handelt, die bei Betriebsstörungen und Unglücksfällen für Menschen
oder Sachen in der Umgebung entstehen können, insbesondere großräumige Warnmaßnahmen
außerhalb des Betriebs oder Evakuierungsmaßnahmen erforderlich machen,

5. von Unternehmen für den Einsatz von Sonderlösch- und Sondereinsatzmitteln, für die verbrauchte
Messausstattung, für verbrauchte oder beschädigte persönliche Schutzausrüstung sowie unbeschadet
anderer Rechtsvorschriften für die Entsorgung kontaminierten Löschwassers sowie die durch kon-
taminiertes Löschwasser verursachten Folgeschäden bei Bränden oder anderen Gefahren in Industrie-
oder Gewerbebetrieben oder in deren Umgebung; eine Kostenpflicht besteht nicht bei Bränden oder
anderen Gefahren in Bürogebäuden und ähnlichen Räumen, die insbesondere außerhalb der Pro-
duktions- oder Lagerungsbereiche gelegen sind und von denen keine besonderen Gefahren aus-
gehen,

6. von Unternehmen, Lagernden und Transporteuren, wenn die Gefahr oder der Schaden beim
Umgang mit Gefahrstoffen, Explosivstoffen oder wassergefährdenden Stoffen für gewerbliche oder
militärische Zwecke einschließlich der Lagerung und des Transports entstanden ist, beim Umgang
mit Explosivstoffen von jedermann,

7. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen
Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Schaden beim Betrieb einer Ölfeuerungs- oder
Öltankanlage entstanden ist, soweit es sich nicht um Brände handelt,

8. von der Person, die wider besseres Wissen oder in grob fahrlässiger Unkenntnis der Tatsachen die
Feuerwehr oder Hilfsorganisationen alarmiert,

9. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer, der Betreiberin oder
dem Betreiber
a) einer Brandmeldeanlage, wenn diese einen Falschalarm auslöst,
b) einer anderen technischen Anlage zur Erkennung von Bränden oder zur Warnung bei Bränden
mit automatischer Übertragung des Alarms an eine ständig besetzte Stelle, wenn durch diese
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Anlage Alarm ausgelöst wird, ohne dass ein Brand oder eine andere Gefahr nach § 1 Abs. 1
vorliegt,

10. von den Sanitätsorganisationen, anderen im Rettungsdienst oder zur Durchführung von Kranken-
fahrten tätigen Einrichtungen, Krankenhäusern, niedergelassenen und anderen Ärztinnen und
Ärzten, ärztlichen Arbeitsgemeinschaften und sonstigen Einrichtungen, die im Notarztdienst mit-
wirken, dem Halter eines Luftfahrzeugs oder einem Unternehmer, der Notfall- oder Krankentrans-
port betreibt oder Krankenfahrten durchführt, wenn die Feuerwehr unmittelbar oder über die
Leitstelle zur Unterstützung bei der Beförderung von kranken, verletzten oder sonst hilfsbedürftigen
Personen mit Krankenkraftwagen (§ 21 Abs. 2 Satz 1 RettDG) oder Luftfahrzeugen (§ 27 RettDG)
imRahmen des Rettungsdienstes, des Notfall- oder Krankentransportes oder von Krankenfahrten im
Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 4 RettDG angefordert wird,

11. von Krankenhäusern oder anderen Einrichtungen, wenn die Feuerwehr zur Ausleuchtung eines
Landeplatzes oder zur Unterstützung beim Transport von Patienten angefordert wird,

12. von einem Sicherheitsdienst, Hausnotrufdienst oder ähnlichen Diensten, wenn diese
a) einen Notruf trotz fehlender Anhaltspunkte für die Notwendigkeit eines Einsatzes der Feuerwehr
oder einer Hilfsorganisation weiterleiten,

b) die Feuerwehr zur Türöffnung oder zu ähnlichen Unterstützungsleistungen anfordern,
13. von der Person, die gegen die Landesverordnung über die Verbrennung pflanzlicher Abfälle außer

halb von Abfallbeseitigungsanlagen vom 4. Juli 1974 (GVBl. S. 299, BS 2129-2) in der jeweils
geltenden Fassung verstößt, indem sie
a) entgegen § 2 Abs. 2 der Landesverordnung über die Verbrennung pflanzlicher Abfälle außerhalb
von Abfallbeseitigungsanlagen das Verbrennen pflanzlicher Abfälle nicht oder nicht rechtzeitig
anzeigt,

b) entgegen § 2 Abs. 2 der Landesverordnung über die Verbrennung pflanzlicher Abfälle außerhalb
von Abfallbeseitigungsanlagen den getroffenen Anordnungen nicht entspricht oder trotz Unter-
sagung eine Verbrennung vornimmt,

c) entgegen § 2 Abs. 3 der Landesverordnung über die Verbrennung pflanzlicher Abfälle außerhalb
von Abfallbeseitigungsanlagen die vorgeschriebenen Mindestabstände nicht einhält, in der Zeit
zwischen 18 Uhr und 8 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen pflanzliche Abfälle verbrennt oder
nicht pflanzliche Abfälle mitverbrennt,

d) entgegen § 2 Abs. 4 der Landesverordnung über die Verbrennung pflanzlicher Abfälle außerhalb
von Abfallbeseitigungsanlagen Pflanzen und Pflanzenteile nicht in Haufen oder Schwaden zu-
sammenfasst oder zwischen den Haufen oder Schwaden sowie zur Sicherung benachbarter
Kulturen keine Bodenbearbeitungsstreifen anlegt,

e) entgegen § 2 Abs. 5 der Landesverordnung über die Verbrennung pflanzlicher Abfälle außerhalb
von Abfallbeseitigungsanlagen den Verbrennungsvorgang nicht so steuert, dass kein Gefahr
bringender Funkenflug und keine Verkehrsbehinderung oder sonstige erhebliche Belästigung
durch Rauchentwicklung entstehen,

f) entgegen § 2 Abs. 6 der Landesverordnung über die Verbrennung pflanzlicher Abfälle außerhalb
von Abfallbeseitigungsanlagen die Verbrennungsstelle verlässt, bevor Feuer und Glut erloschen
sind, oder Verbrennungsrückstände nicht unverzüglich in den Boden einarbeitet,

g) entgegen § 2 in Verbindung mit § 2 Abs. 3 bis 6 der Landesverordnung über die Verbrennung
pflanzlicher Abfälle außerhalb von Abfallbeseitigungsanlagen forstliche Abfälle verbrennt,

h) entgegen § 2 in Verbindung mit § 2 Abs. 2 bis 6 der Landesverordnung über die Verbrennung
pflanzlicher Abfälle außerhalb von Abfallbeseitigungsanlagen Rebabfälle oder pflanzliche Abfälle,
die bei der Unterhaltung von Verkehrswegen und Gewässern sowie bei Maßnahmen der Land-
schaftspflege und der Flurbereinigung anfallen, verbrennt

und dadurch ein Ausrücken oder einen Einsatz der Feuerwehr oder einer Hilfsorganisation ver-
ursacht; § 94 Abs. 2 GemO findet keine Anwendung.
(2) Die Aufgabenträger können von Unternehmen auch Ersatz der Kosten insbesondere für

1. Ausrüstungsgegenstände,
2. Sirenen, andere Warnanlagen und -systeme,
3. Kommunikationssysteme und Informationstechnik,
4. Medikamente, besonders Kaliumiodidtabletten zur Jodblockade, und
5. Übungen
verlangen, die zur Gewährleistung vorbeugender und abwehrender Maßnahmen gegen Gefahren

nach § 1 Abs. 1 erforderlich sind, soweit es sich dabei um besondere Gefahren vor allem bei kerntech-
nischen Anlagen oder Betrieben im Sinne des § 27 handelt, die bei Betriebsstörungen und Unglücks-
fällen für Menschen oder Sachen in der Umgebung entstehen können, insbesondere großräumige
Warnmaßnahmen außerhalb des Betriebs oder Evakuierungsmaßnahmen erforderlich machen können.
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(3) Eine Kostenpflicht nach den Absätzen 1 und 2 besteht auch, wenn die Gefahr in einem anderen
Land der Bundesrepublik Deutschland entsteht oder entstehen kann und Maßnahmen des Brand- und
Katastrophenschutzes auf dem Gebiet des Landes Rheinland-Pfalz erforderlich macht oder machen kann.
(4) Mehrere zum Kostenersatz Verpflichtete schulden als Gesamtschuldnerinnen und Gesamtschuld-

ner. Die §§ 421 bis 423 und 426 des Bürgerlichen Gesetzbuches finden mit der Maßgabe entsprechende
Anwendung, dass im Verhältnis zwischen den Gesamtschuldnerinnen und Gesamtschuldnern eine wegen
Verschuldens kostenpflichtige Person vor einer aus Gefährdungshaftung kostenpflichtigen Person ver-
pflichtet ist.
(5) § 3 Abs. 2 Satz 1, auch in Verbindung mit § 4 Abs. 4, § 22 Abs. 2 und § 24 Abs. 3, findet hin-

sichtlich der Geltendmachung des Kostenersatzes keine Anwendung. Wird ein Aufgabenträger
(§ 2 Abs. 1) in einem anderen Zuständigkeitsbereich oder werden mehrere Aufgabenträger tätig, kann
der für die Einsatzmaßnahmen örtlich zuständige Aufgabenträger des Brandschutzes und der allgemeinen
Hilfe im Einvernehmen mit den anderen Aufgabenträgern auch Ersatz der diesen Aufgabenträgern
entstandenen Kosten verlangen. Soweit die anderen Aufgabenträger Satzungen nach Absatz 6 erlassen
haben, können diese bezüglich ihrer Kosten auch außerhalb des örtlichen Zuständigkeitsbereichs dieser
Aufgabenträger angewendet werden. Die vereinnahmten Beträge sind an die anderen Aufgabenträger
anteilig abzuführen, soweit sich aus einer Vereinbarung zwischen den Aufgabenträgern nichts anderes
ergibt. Gerichtliche und außergerichtliche Kosten sind anteilig zwischen den Aufgabenträgern auf-
zuteilen.
(6) Die kommunalen Aufgabenträger können den Kostenersatz durch Satzung regeln und hierbei

Pauschalbeträge festsetzen. Dies gilt auch in den Fällen des § 3 Abs. 2 Satz 1, des § 4 Abs. 4,
des § 22 Abs. 2 und des § 24 Abs. 3. Das Kommunalabgabengesetz vom 20. Juni 1995 (GVBl. S. 175,
BS 610-10) in der jeweils geltenden Fassung findet entsprechende Anwendung, soweit sich aus den
Absätzen 7 bis 10 nichts anderes ergibt. Der Kostenersatz wird in der Regel in Stundensätzen für
Einsatzkräfte und Einsatzfahrzeuge nach Maßgabe der Absätze 7 bis 10 erhoben und kann halbstunden-
weise pro angefangene halbe Stunde für den Zeitraum des Einsatzes abgerechnet werden, der mit der
Alarmierung beginnt und mit dem Wiederherstellen der Einsatzbereitschaft endet. Daneben kann Ersatz
der Kosten verlangt werden, die den Aufgabenträgern entstehen für
1. den Einsatz von Hilfsorganisationen, für Hilfe leistende Einheiten und Einrichtungen anderer Auf-
gabenträger, für Werkfeuerwehren oder andere Hilfe oder Amtshilfe leistende Behörden, Einrichtun-
gen und Organisationen,

2. Entschädigungen, die nach § 46 Abs. 1 geleistet werden, und
3. sonstige durch den Einsatz verursachte notwendige Kosten und Auslagen, insbesondere
a) für Entgelte, die im Rahmen der zur Gewährleistung einer wirksamen Gefahrenabwehr erforder-
lichen vertraglichen Inanspruchnahme Dritter gezahlt werden,

b) für die Verwendung von Sonderlösch- und Sondereinsatzmitteln und
c) für die Reparatur oder für den Ersatz von beim Einsatz beschädigten Fahrzeugen oder Ausrüstun-
gen.

(7) Die pauschalierten Personalkosten für ehrenamtliche Einsatzkräfte können auf der Grundlage
insbesondere der vom Statistischen Bundesamt festgestellten durchschnittlichen Bruttolohnbeträge von
Arbeitnehmenden zuzüglich eines Zuschlags für Gemeinkosten (insbesondere für Kosten der medizi-
nischen Untersuchung, Reisekostenvergütungen, Aus- und Weiterbildungskosten, Dienst- und Schutz-
kleidung, Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung, Zusatzversicherung nach § 47 Abs. 9 Nr. 2,
Haftpflichtversicherung und Rechtsschutzversicherung) berechnet werden, der 10 v.H. des durch-
schnittlichen Bruttolohnbetrags nicht übersteigen darf, sowie eines Zuschlags für die Aufwandsentschä-
digung nach § 47 Abs. 8 Satz 3. Sollen in der Satzung darüberhinausgehende Personalkosten festgelegt
werden, sind die tatsächlichen, auf das Personal bezogenen Einsatzkosten über einen Zeitraum von
mindestens zwei Jahren zu ermitteln; die Ermittlung ist in Zeitabständen von höchstens fünf Jahren zu
wiederholen.
(8) Für die pauschalierten Personal- und Sachkosten hauptamtlicher Einsatzkräfte gilt § 2 des All

gemeinen Gebührenverzeichnisses vom 8. November 2007 (GVBl. S. 277, BS 2013-1-1) in der jeweils
geltenden Fassung entsprechend, soweit sich aus Absatz 6 Satz 4 nichts anderes ergibt.
(9) Bei der Berechnung der Stundensätze für Feuerwehr- und andere Einsatzfahrzeuge einschließlich

deren Ausstattung, die zusätzlich zu den Personalkosten nach den Absätzen 7 und 8 erhoben werden, ist
Folgendes zu beachten:
1. als jährliche Kosten können 10 v.H. der Anschaffungskosten der Fahrzeuge angesetzt werden, die zur
Berechnung der Stundensätze auf 80 Stunden je Fahrzeug zuzüglich eines Zuschlags für Vorhalte-,
Wartungs-, Unterhaltungs-, Unterbringungs-, Verwaltungs- und sonstige Gemeinkosten von 30 v.H.
umgelegt werden,

2. die Anschaffungskosten sind nicht durch Zuweisungen des Landes, insbesondere aus Mitteln der
Feuerschutzsteuer, zu kürzen,
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